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Wahlbekanntmachung für die Gemeinde Steinhöfel

für die Wahlen
-  der Ortsbeiräte der Ortsteile Heinersdorf, Neuendorf im Sande 

und Tempelberg

am 01. September 2019
Mit der Bekanntmachung vom 01.04.2019, abgedruckt im Amtsblatt Nr. 303a, S. 14 
vom 05. April 2019 habe ich die Wahl zum Ortsbeirat in den Ortsteilen Heinersdorf und 
Tempelberg gemäß § 91 Abs. 4 Nr. 2 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes 
(BbgKWahlG) sowie für den Ortsteil Neuendorf im Sande gemäß § 91 Abs. 4 Nr. 1 des 
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes (BbgKWahlG) abgesagt.

Die danach durchzuführende Nachwahl der Ortsbeiräte in den Ortsteilen Heinersdorf, 
Neuendorf im Sande und Tempelberg findet

am Sonntag, dem 01. September 2019
in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

Gemäß § 84 Abs. 1 i.V.m. §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunal-
wahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

Ich fordere aufgrund der Festlegung des Wahltages gemäß § 31 Abs. 2 Satz 3 BbgK-
WahlV auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. 
Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

1.   Wahlgebiet
  Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Neuendorf im San-

de, Heinersdorf und Tempelberg ist das Gebiet des jeweiligen Ortsteils. 

2.   Anzahl der zu wählenden Ortsbeiräte
  Es sind im Ortsteil Neuendorf im Sande und Tempelberg insgesamt 3 Mitglieder 

des Ortsbeirates und im Ortsteil Heinersdorf insgesamt 5 Mitglieder des Ortsbei-
rates zu wählen.

 

3.  Wahlkreise
 Das jeweilige Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
 

4.  Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist

4.1  Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen und Wäh-
lergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Einzelbewerbern eingereicht 
werden. Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergrup-
pen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. 
Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständigen Wahl-
vorschlag für dieselbe Wahl aus.

 

4.2  Die Wahlvorschläge sollten mit allen erforderlichen Unterlagen mög-
lichst frühzeitig eingereicht werden. Sie müssen spätestens bis zum 
Donnerstag, den 27. Juni 2019, 12 Uhr,

 

 bei der
 

 Wahlbehörde, Die Wahlleiterin
 Amt Odervorland
 Hauptamt, Sitz Briesen (Mark), Bahnhofstraße 3, 
 15518 Briesen (Mark)
 schriftlich eingereicht werden.

mit den Gemeinden Berkenbrück, Briesen (Mark), Jacobsdorf und Steinhöfel



2

5. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 

  Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-
zuschließen, ist der Wahlleiterin des Amtes Odervorland 
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller 
am Zusammenschluss Beteiligten spätestens bis zum 
Donnerstag, den 27. Juni 2019, 12 Uhr, schriftlich an-
zuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammenschluss 
beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder poli-
tischen Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern 
des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter 
der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der oder dem 
Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

6. Inhalt der Wahlvorschläge

6.1  Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. 
Sie müssen enthalten

 a)  den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die 
Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staats-
angehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewerberin 
und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge, 

 b)  als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einrei-
chenden Partei oder politischen Vereinigung und, 
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der 
Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt, 

 c)  als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass es 
sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht 
den Namen von Parteien oder politischen Verei-
nigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten, 

 d)  als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den 
Namen der Listenvereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; zusätzlich 
sind die Namen und, sofern vorhanden, auch die Kurz-
bezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politi-
schen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben, 

 e) den Namen des Wahlgebietes.
 

  Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

 

6.2  Jeder Wahlvorschlag darf im Ortsteil Neuendorf im Sande 
und Tempelberg je insgesamt höchstens 4 und im Ortsteil 
Heinersdorf insgesamt höchstens 7 Bewerberinnen und 
Bewerber enthalten. Jeder Wahlvorschlag muss mindes-
tens eine Bewerberin oder einen Bewerber enthalten.

6.3  Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthal-
ten. Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin 
oder ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauens-
person und die stellvertretende Vertrauensperson, 
jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum 
Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 

6.4  Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Verei-
nigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das 
Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem 
Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellver-
treter, unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Wäh-
lergruppe muss von der oder dem Vertretungsberechtigten 
unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf 
mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer 
Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend 
unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers muss von dieser oder 
diesem unterzeichnet sein.

6.5  Wichtige Beschränkungen
  Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zum Ortsbeirat benannt sein. 
Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag 
einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, 
die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl an-
tritt.

7.  Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

 
7.1  Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 

Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a)  Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß 
§ 11 BbgKWahlG wählbar sein.

 

 b)  Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen 
und Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt 
worden sein (siehe Nummer 8).

 

 c)  Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungser-
klärung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften 
anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 

  Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

 

7.2 Zur Wählbarkeit

7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 

  Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-
schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgeset-
zes, die

 -  am 01. September 2019 das 18. Lebensjahr vollendet 
haben und

 -  seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

  Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 -  gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 -  infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 

7.2.2  Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

 

  Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Euro-
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päischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, 
Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Öster-
reich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, 
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Ver-
einigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland 
sowie Republik Zypern), die

 -  am 01. September 2019 das 18. Lebensjahr vollendet 
haben und

 -  seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 

  Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 -  gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 -  infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

 -  infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

7.3  Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlagene 
Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wählbar 
ist.

 

  Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der Anla-
ge 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in 
ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind.

8.  Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber 
gemäß § 33 BbgKWahlG

 

8.1  Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder po-
litischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in ei-
ner Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversamm-
lung). Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von 
den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl 
hierzu besonders gewählt worden sind (Delegiertenver-
sammlung).

8.2  Die in der Gemeinde Steinhöfel wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
oder deren Delegierte können auch die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge für die Wahl zum 
Ortsbeirat des jeweiligen Ortsteils bestimmen, sofern die 
Anzahl der in den jeweiligen Ortsteilen wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht. 

  In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Ge-
meinde Steinhöfel wahlberechtigten Mitglieder nicht 
für die Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht, können die Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihre Reihenfolge auch durch die für die Wahl 
zum Kreistag des Landkreises Oder-Spree wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung 
oder deren Delegierte bestimmt werden.

8.3  Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im 
gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerin-
nen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerver-
sammlung) der Wählergruppe in geheimer Abstimmung 
bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen 
und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl 
hierzu besonders gewählt worden sind (Delegiertenver-
sammlung). Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten für 
mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entspre-
chend.

8.4  Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5  Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln oder 
durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6  Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmbe-
rechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime 
Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegier-
ten für die Delegiertenversammlung vorschlagsberech-
tigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern ist Gelegenheit 
zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. In der Versammlung müs-
sen sich mindestens drei Mitglieder, Anhängerinnen und 
Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

8.7  Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 
BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufü-
gen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort und 
die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die 
Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und 
Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der ge-
heimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung 
der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 
BbgKWahlG beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
 

9.1  Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften

9.1.1  Wahlvorschläge von Parteien und politischen Verei-
nigungen, die am Tag der Bekanntmachung des Wahl-
tages aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags 
im19. Deutschen Bundestag oder im 6. Landtag Bran-
denburg durch mindestens eine im Land Brandenburg 
gewählte Abgeordnete oder durch mindestens einen 
im Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder 
im Kreistag des Landkreises Oder-Spree durch mindes-
tens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens 
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einen Kreistagsabgeordneten oder in den jeweiligen 
Ortsbeiräten durch mindestens eine Ortsbeirätin oder 
durch mindestens einen Ortsbeirat seit der letzten Wahl 
ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.2  Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am Tag der 
Bekanntmachung des Wahltages aufgrund eines zure-
chenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Landkreises 
Oder-Spree durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete 
oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder 
in den jeweiligen Ortsbeiräten durch mindestens eine 
Ortsbeirätin oder durch mindestens einen Ortsbeirat seit 
der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit

9.1.3  Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt fer-
ner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine 
der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens eine der 
in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 genannten Voraussetzungen 
für die Befreiung von diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4  Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerbern, die am Tag der Bekanntmachung des Wahl-
tages aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag 
des Landkreises Oder-Spree oder im jeweiligen Ortsbeirat 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

9.2 Wichtige Hinweise

9.2.1  Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 -  bei Ortsteilen mit mehr als 300 bis 700 Einwohnern min-
destens 3 Unterstützungsunterschriften und

 -  bei Ortsteilen mit mehr als 700 bis 2.500 Einwohnern 
mindestens 5 Unterstützungsunterschriften

 

  von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen beizufü-
gen.

 

  Demnach werden für einen Wahlvorschlag für den Ortsteil 
Neuendorf im Sande 3 und für den Ortsteil Heinersdorf 
mindestens 5 Unterstützungsunterschriften benötigt. Für 
den Ortsteil Tempelberg werden keine Unterstützungs-
unterschriften benötigt.

 
9.2.2  Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 

der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum
 

Mittwoch, den 26. Juni 2019, 16 Uhr,
 

 bei der
 

 Wahlbehörde
 Amt Odervorland
 Hauptamt, Sitz Briesen (Mark), Bahnhofstraße 3, 
 15518 Briesen (Mark)
 

 zu leisten.
 

  Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-
renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Un-
terschriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind der Wahlbe-
hörde (Amt Odervorland, Hauptamt, Sitz Briesen (Mark), 

Bahnhofstraße 3, 15518 Briesen (Mark)) spätestens bis zum 
 

Mittwoch, den 26. Juni 2019, 16 Uhr, 
 vorzulegen.
 

  Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf 
den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen 
Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem Muster 
der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter 
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

 

9.2.3  Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde (Amt 
Odervorland, Hauptamt, Sitz Briesen (Mark), Bahnhofstraße 
3, 15518 Briesen (Mark)) aufgelegt. 

  Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen 
sowie Anschrift einer jeden Bewerberin und eines 
jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge anzu-
geben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer Par-
tei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftli-
che Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und 
Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgWahlG 
bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der Nieder-
schrift über die Bestimmung der Bewerberinnen und Be-
werber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahl-
vorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnun-
gen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben. 

   Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

  Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem 
ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubigung 
ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4  Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach 
der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unterzeichnet 
werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften 
sind ungültig.

9.2.5  Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zum Ortsbeirat unterzeichnen. Hat 
eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag 
unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6  Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber selbst 
ist unzulässig.

9.2.7   Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag 
der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Person 
sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzugeben. 
Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unterschrifts-
leistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger Unter-
stützungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.8   Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung 
bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson)
bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. Eine 
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wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinderung 
nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann 
auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung 
vor einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde er-
setzen. Der Antrag kann bis Montag, den 24. Juni 2019, 
16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.9   Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind.

10.  Mängelbeseitigung
  Nach Ablauf der Einreichungsfrist am Donnerstag, den 

27. Juni 2019, 12 Uhr, können Mängel, die sich auf die 
Zahl und Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstüt-
zungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so 
mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität 
nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11.  Zulassung der Wahlvorschläge
  Der Wahlausschuss beschließt spätestens am 05.07.2019 

in öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Über den genauen Termin der öffentlichen Sit-
zung erfolgt noch eine gesonderte Bekanntmachung. Im 
Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 
BbgKWahlV verwiesen.

12.  Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
  Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen 

Vordrucke werden von mir beschafft und können bei mir 
angefordert werden.

Briesen (Mark), 02.05.2019

D. Angrick 
Wahlleiterin

Bekanntmachung der Gemeinde Steinhöfel über die 
Satzung zur 1. Verlängerung der 
Veränderungssperre für den Bereich des Bebauungs-
planes „Windfeld Beerfelde - Buchholz (Nr. 35)“. 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Steinhöfel hat 
gemäß § 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB auf ihrer Sitzung am 
10.04.2019 die Satzung über die Verlängerung der Ver-
änderungssperre für den Bereich des Bebauungsplanes 
„Windfeld Beerfelde - Buchholz (Nr. 35)“ der Gemeinde 
Steinhöfel beschlossen. 
Die Satzung wird hiermit ortsüblich bekanntgemacht.

Satzung
über die 1. Verlängerung 

der Veränderungssperre für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplan für 

das Windfeld „Beerfelde - Buchholz“
 (Nr. 35), welches im sachlichen

Teilregionalplan „Windenergienutzung“ 
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Oderland-Spree ausgewiesen ist.

Auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 und § 28 Abs.2 Nr. 9 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) in der 
derzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit den §§ 14, 16 und 
17 Baugesetzbuch (BauGB) in der derzeit geltenden Fassung 
beschließt die Gemeindevertretung der Gemeinde Steinhöfel 
folgende Satzung:

§ 1
Zu sichernde Planung

Die Gemeindevertretung hat auf ihrer Sitzung am 14.06.2017 
beschlossen, für das im § 2 bezeichneten Gebiet einen Bebau-
ungsplan mit der Bezeichnung „Beerfelde - Buchholz“ (Nr. 35) 
aufzustellen. Zur Sicherung der Planung für dieses Gebiet wird 
die erste Verlängerung der Veränderungssperre gemäß § 17 Abs. 
1Satz 3 BauGB erlassen.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre

(1)  Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre für 
das Windeignungsgebiet Beerfelde - Buchholz (Nr. 35) liegt 
zwischen den Ortslagen Beerfelde, Buchholz, Gölsdorf, Schön-
felde und in der angrenzenden Verwaltungshoheit der Stadt 
Fürstenwalde gelegenen Ortsteils Molkenberg.

(2)  Für den räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre 
ist der Geltungsbereich des künftigen Bebauungsplans zur 
Ausweisung des Windeignungsgebietes „Windfeld Beerfelde 
- Buchholz“ (Nr. 35) maßgebend.

§ 3
Inhalt und Rechtswirkung der Veränderungssperre

(1)  Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre 
dürfen:

1.  Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder 
bauliche Anlagen nicht beseitigt werden,

2.  erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von 
Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen 
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nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig 
sind, nicht vorgenommen werden.

(2)  Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre 
baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von denen 
die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kennt-
nis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttre-
ten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, 
soweit Unterhaltungsarbeiten und die Fortführungen einer 
bisher ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungs-
sperre nicht berührt.

(3)  In Anwendung von § 14 Abs. 2 BauGB kann von der Verän-
derungssperre eine Ausnahme zugelassen werden, wenn 
überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 
Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die Baugenehmi-
gungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde.

§ 4
Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre

Die erste Verlängerung der Veränderungssperre tritt mit dem 
Tag nach der Bekanntmachung im Amtsblatt für das Amt 
Odervorland in Kraft. Sie tritt nach Ablauf von einem Jahr, vom 
Tag der Bekanntmachung gerechnet, außer Kraft. Auf die Ein-
jahresfrist ist der, seit der Zustellung der ersten Zurückstellung 
eines Baugesuches nach § 15 BauGB abgelaufene Zeitraum anzu-
rechnen. Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, 
sobald und soweit der Bebauungsplan für das in § 2 genannte 
Gebiet rechtsverbindlich sind.

§ 5
Geltungsdauer

Die Geltungsdauer der Veränderungssperre richtet sich nach 
§ 17 BauGB.

Hinweis:
Auf die Vorschriften des § 18 Abs.2 Satz 2 und 3 BauGB über die Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene 
Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre nach § 18 Abs. 3 
BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht 
fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen.

Anlage
Kartenauszug des Geltungsbereiches
Auflistung der betroffenen Flurstücke

Steinhöfel, den 29.04.2019

Marlen Rost   
Amtsdirektorin

Bekanntmachungsanordnung

1.  Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntge-
macht. Die Satzung kann im Bauamt, Bahnhofstraße 4, 15518 
Briesen (Mark) von jedermann zu den Dienstzeiten eingesehen 
werden.

2.  Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 BauGB be-
zeichneten Verfahrens- oder Formvorschriften beim Zustan-
dekommen der Satzung sowie Mängel im Abwägungsvorgang 
nach§ 214 Abs. 3 BauGB sind nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 
BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung innerhalb von ei-

nem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht worden ist. Bei der Geltend-
machung ist der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, darzulegen.

3.   Nach § 3 Abs. 4 i.V.m. § 3 Abs. 5 Brandenburgische Kommunal-
verfassung (BbgKVerf) gilt: Ist eine Satzung unter Verletzung 
von landesrechtlichen Verfahrens- oder Formvorschriften 
zustande gekommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen 
Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Gemeinde unter 
der Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, 
die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung der Sat-
zung verletzt worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung 
von landesrechtlichen verfahrens- oder Formvorschriften über 
die öffentliche Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn sich 
die Betroffenen aufgrund der tatsächlich bewirkten Bekannt-
machung in zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis von dem 
Satzungsinhalt verschaffen konnten.

Briesen, 29.04.2019

Marlen Rost
Amtsdirektorin

Anlage zur Satzung über die Veränderungssperre für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplan für das mögliche Windfeld 
„Beerfelde - Buchholz“ (Nr. 35), welches im Sachlichen Teilregi-
onalplan „Windenergienutzung“ der Regionalen Planungsge-
meinschaft ausgewiesen ist.

Beerfelde
Flur Flurstück
1  2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 12, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 

23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 37, 38, 
40, 41, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 50, 51, 54, 58, 59, 61, 62, 66, 
67, 68, 69, 70, 71, 72, 73, 74, 75, 76, 77, 78, 79, 80, 81, 82, 
83, 84, 85, 86, 87, 88, 89, 90, 91

2  222, 248, 252, 253, 255 ,256, 403, 405, 406, 407, 408, 483, 
581, 582, 583, 584, 585

Buchholz
Flur Flurstück
2  15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23/2, 23/3, 25, 26, 27, 28, 29, 

30, 35, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 42, 43, 44, 49/3 ,50, 51/1, 51/2, 
67, 68, 69, 70

Schönfelde
Flur Flurstück
2  84, 85, 86, 87, 88, 89/1, 89/2, 90, 97, 98, 99


